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Juhalt: 


Die Vertretungs berechtigung der Finanzprocuraturen im admi⸗— 
niſtrativen Streitverfahren. Eine Replik. Von Dr. Emanuel 
Adler, Concipient der Prager Finanzprocuratur. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Durch die in den Statuten der Bezirkskrankencaſſen nach dem mit dem Erlaſſe 
des Miniſteriums des Innern vom 20. October 1888, R. G. Bl. Nr. 159, 
gemäß § 14, Abſ. 1 des Geſetzes vom 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33 
kundgemachten Muſterſtatute § 13, Abi. 2 enthaltene Beſtimmung: „Koſten, 
welche durch die über Veranlaſſung des erkrankten Mitgliedes erfolgte Be⸗ 
handlung durch andere Aerzte als Caſſenärzte erwachſen, werden von der 
Bezirkstrankencaſſe nur erſetzt, wenn dieſe Behandlung bei Gefahr im Ver⸗ 
zuge geſchehen iſt“, wird ebenſowenig als durch die Beſtimmung des 8 6, 
3. 1 des Geſetzes vom 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, betreffend die 
Krankenverſicherung der Arbeiter, und des § 1042 des allgemeinen bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches eine directe Zahlungsverpflichtung der Bezirkskrankencaſſe 
gegenüber dem ein Mitglied bei Gefahr im Verzuge über deſſen Veranlaſſung 
behandelnden Arzte, welcher nicht Caſſenarzt iſt, begründet. 


Literatur. 
Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Vertretungsberechtigung der Tinanz- 
procuraturen im adminiſtrativen Streituerfahren. 
Eine Replik. 

Von Dr. Emanuel Adler, Concipient der Prager Finanzprocuratur. 

In der 49. Nummer des XXX. Jahrganges dieſer Zeitſchrift 
haben wir den Nachweis zu erbringen verſucht, daß den, a 9 
wenn es an einem adminiftrativen Streitverfahren betheiligt iſt, ſowohl 
ſchon in der erſten Inſtanz, als auch insbeſondere für das Rechtsmittel⸗ 
verfahren Parteienrechte gebüren, und daß zur Vertretung des 
Staatsvermögens auch in dieſem Verfahren die Finanzprocuratur berufen 
iſt. In der 4. Nummer der gegenwärtigen Jahrganges nimmt Herr 
J. v. Spaun in einer Polemik gegen dieſe Ausführungen den entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt ein, daß nämlich dem Staatsvermögen Parteien- 
rechte nur dann zuſtehen ſollen, „wenn der Staat lediglich als Inhaber 
von reinen Privatrechten an einer Verwaltungsſache rechtlich intereſſirt 
iſt (3. B. als Beſitzer einer unbeweglichen Sache),“ während ſonſt „der 
Staat grundſätzlich nicht in der Lage iſt, gegenüber den Entſcheidungen 
ſeiner Verwaltungsbehörden im Verwaltungsſtreitwege Abhilfe zu ſuchen“. 
Es ſei ferner der Staat auch in jenen Fällen, wo er als reines Privat— 
rechtsſubject auftritt, „nach der dermaligen Geſetzgebung nicht an die 
obligatoriſche Vertretung durch die Finanzprocuratur gebunden“. 


) Der Ausdruck „Staatsvermögen“ ſoll auch im folgenden in gleichem 
Sinne wie in unſerem vorcitirten Auflage (in der Bedeutung nach 8 2 der provi⸗ 
ſoriſchen Dienſtesinſtruction vom Jahre 1855) der Kürze und Einheitlichkeit halber 
beibehalten werden; die neue Dienſtesinſtruction ($ 1) ſpricht in gleichem Sinne 
vom „Staatsvermögen und den dieſem hinſichtlich der Vertretung gleichgehaltenen 

ermögenſchaften“. 


Inzwiſchen hat die neue Dienſtesinſtruction für die k. k. Finanz⸗ 
procuraturen kundgemacht mit Verordnung des Geſammtminiſteriums 
vom 9. März 1898, R. G. Bl. Nr. 41) wenigſtens die zweite Frage, ob 
nämlich das Staatsrermögen im adminiſtrativen Streitverfahren an die 
Vertretung durch die Finanzprocuratur gebunden iſt, definitiv ), und zwar 
in dem Sinne entſchieden, in welchem dieſe Vertretung bisher wenigſtens 
in der Praxis geübt wurde. «) § 15 B derſelben beſtimmt nämlich in fine, 
daß dieſe Vertretung durch die Finanzprocuratur (bei Vorhandenſein der 
ſonſtigen Vorausſetzungen nur dann zu erfolgen habe, wenn „die Finanz⸗ 
procuratur mit der Intervention von der zur Verwaltung, beziehungs⸗ 
weiſe Aufſicht dieſer Vermögenſchaften berufenen adminiſtrativen Behörde 
betraut iſt“. Nach §S 15 B, Al. 2 ſollen noch beſondere Vorſchriften dar⸗ 
über erlaſſen werden, „nach welchen Grundſätzen ſeitens dieſer Behörde 
eine Uebertragung der Vertretung an die Finanzprocuratur im Admini⸗ 
ſtrativverfahren ſtattzufinden“ habe.“ 

Bei jeder Vertretung iſt nun wohl zu unterſcheiden das äußere und 
das innere Verhältniß.“ Im äußeren Verhältniſſe, d. i. mit Rückſicht 


auf die entſcheidenden Behörden, iſt die Finanzprocuratur nicht verpflichtet, 


ihr Befugniß zur Vertretung einer Vermögenſchaft, beziehungsweiſe zur 


Vornahme einzelner procefſualer Handlungen beſonders nachzuweiſen. Aus⸗ 


drücklich iſt dies zwar nur für das gerichtliche Verfahren im § 15 A, 
Abſ. 1 feſtgeſetzt. Allein es dürfte analog auch für das adminiſtrative 
Streitverfahren gelten und iſt jedenſalls dem ſtaatsbehördlichen 
Charakter der Finanzprocuratur allein angemeſſen. Ganz anders geſtaltet 
ſich aber das innere Verhältniß, der „interne Geſchäftsverkehr.“ In 
dieſem Verhältniß zu den competenten Adminiſtrativbehörden beſteht (auch 
für das gerichtliche Verfahren) volle Gebundenheit an die dienſtlichen Auf⸗ 
träge der competenten Adminiſtrativbehörden (vergl. §S 15 A, Al. 2— 6). 
So ſouverän alſo auch die Finanzprocuratur jeweils nach außen auf— 
treten mag, ſo iſt doch dieſe ihre Selbſtändigkeit nur eine ſcheinbare und 
ſie bleibt für jeden wichtigeren Schritt an die „Ermächtigung“ durch die 
competente Adminiſtrativbehörde gebunden. Dazu kommt, daß die Finanz- 
procuratur regelmäßig erſt durch den Auftrag dieſer Behörde, in die 
Streitſache einzugreifen, von dem Streitverfahren Kenntniß erlangen wird. 
Darans ergibt ſich aber auch die Grundloſigkeit der Befürchtung, daß 
die Finanzprocuratur, wenn man ihr die Legitimation zur Vertretung 
im Adminiſtrativverfahren ſchlechthin zuerkennt, „in eine Art Ueber⸗ 


2) Die proviſoriſche Dienſtesinſtruction für die Finanzprocuraturen war 
durch Erlaß des Finanzminiſteriums vom 16. Februar 1855 (R. G. Bl. Nr. 34) 
kundgemacht. Sie kann daher gleichfalls durch eine Miniſterialverordnung derogirt 
werden, umſo eher als § 11 des Geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, 
dem Reichsrathe lediglich die Geſetzgebung über die Grundzüge der Organiſirung 
der Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden zuweist, unſere Frage mithin, da ſie wohl 


kaum zu den Grundzügen der Organiſirung gehört, der Regelung im Verord⸗ 


nungswege überläßt. . 2 
20) Bol. Meiſel, Art. Finanzprvcuratur (sub B) im öſterreichiſchen Staats⸗ 
wörterbuch. g 
3) Ueber die Grundfätze, nach welchen die Uebertragung der Vertretung an 
die Finanzprocuratur im adminiſtrativen Streitverfahren zu erfolgen hätte, vergl. 
Laſt, Die Finanzprocuratur in Grünhut's Zeitſchriſt, Jahrgang 1898, S. 111 f. 
9) Vergl. S 31 und 32 C. P. O., Art. 41 ff. H. G. B. über die Procura und 
Handelvollmacht, 8s 1017 und 1026 a. b. G. B. 


— I — 


orduungsverhältniß ſelbſt den Centralſtellen gegenüber verſetzt“ werden 
könnte. Das iſt ja überdies ſchon dadurch unmöglich gemacht, daß die 
Finanzprocuratur ſelbſt eine dem Finanzminiſterium untergeordnete Be— 
hörde und an deſſen Befehle gebunden iſt ($ 2, V, S 5, vergl. auch 
§ 12 Dienſtesinſtruction). 

Bezüglich der anderen Frage, ob dem Staatsvermögen im 
Adminiſtrativverfahren Parteienrechte gebüren, hat die 
neue Dienſtesinſtruction an der bisherigen geſetzlichen Lage nichts ge— 
ändert; das konnte fie ja als Verordnung auch gar nicht.) Daß aber 
auch fie von der principiellen Bejahung dieſer Frage ausgeht, beweist 
der Umſtand, daß ſie die Vertretung des Staatsvermögens im Admini— 
ſtrativverfahren im Gegenſatz zur alten proviſoriſchen Juſtruction, die 
von ihr bekanntlich vollkommen ſchweigt, im § 1, Z. 2 der Finanz⸗ 
procuratur zuweist. Insbeſondere beſtimmt § 15 B, der ex professo 
dieſe Frage behandelt, daß die Finauzprocuratur „im Adminiſtrativver— 
fahren zur Vertreiung beziehungsweiſe zur Ergreifung von 
Rechtsmitteln“ nur in jenen Fällen berechtigt ſein könne, „in welchen 
eine Intervention ſtaatlicher Behörden in der angedeuteten Richtung wach 
den geltenden geſetzlichen Beſtimmungen überhaupt zuläſſig 
Seen „ e Die geltenden Geſetze haben alſo zu entſcheiden, ob 
dem Staatsvermögen Parteienrechte zuſtehen oder nicht. In unſerem 
citirten Aufſatze nun haben wir, wie bereits erwähnt, die Anſicht ver 
treten, daß dem Staatsvermögen Parteienrechte zuſtehen, und haben 
dieſe Anſicht — abgeſehen von den Erwägungen allgemeiner Natur, 
welche auch de lege ferenda hiefür ſprechen —, geſtützt einerſeits auf 
die allgemeine Beſtimmung des § 2 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl Nr. 36 für 1876, und die ſich hieraus auch für das Verfahren 
in den unteren Inſtanzen mit Nothwendigkeit ergebenden Conſequenzen; 
andererſeits darauf, daß eine geſetzliche Baſts für die Ausſchließung des 
Staatsvermögens von den Parteienrechten, alſo für ein wichtiges privi- 
legium odiosum fisci nicht vorhanden ſei. 

Ein Gegenbeweis gegen unſere Anſicht hätte demnach entweder 
durch eine entgegenſtehende geſetzliche Beſtimmung geführt werden 
können, was nicht geſchehen iſt, oder damit, daß der citirte § 2 nicht 
auf das Staatsvermögen bezogen werden könne. Dieſer letztere Nach⸗ 
weis hätte ſich aus dem Inhalt des Geſetzes nur in der Richtung 
führen laſſen, daß unter dem Worte „jemand“ des citirten § 2 das 
Staatsvermögen nicht verſtanden fein könne. “) Nun bezeichnet aber dieſes 
„jemand“ nicht nur jede phyſiſche, ſondern auch jede juriſtiſche 
Perſon, und es unterliegt keinem Zweifel, daß auch das Aerar und 
die übrigen ihm gleichgehaltenen Vermögenſchaften den Charakter juriſtiſcher 
Perſonen beſitzen, da ja ſonſt auch eine gerichtliche Vertretung derſelben 
rechtlich unmöglich wäre. 

Die von Herrn v. Spaun geführte Widerlegung beruht aber nicht 
auf der Interpretation des Geſetzes über die Errichtung des Verwaltungs— 
gerichtshofes aus ſeinem Inhalte, ſondern aus der vermeintlichen Abſicht 
des Geſetzgebers. Sie beruht im weſentlichen auf der Erwägung, „daß 
das für unſere Verwaltungsgerichtspflege eigentlich in erſter Linie maß— 
gebende Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, Nr. 144, über die 
richterliche Gewalt in ſeinem Art. 15, Al. 3, lediglich eine richterlich 
organiſirte Stelle zur Ueberprüfung von adminiſtrativbehördlichen Ent- 
ſcheidungen und Verfügungen ius Leben gerufen wiſſen wollte, ohne ſonſt 
das Weſen und Verfahren unſerer Verwaltung, beziehungsweiſe Ver— 
waltungsbehörden ſelbſt irgendwie zu tangiren“, und daß „die Inſtitution 
des Verwaltungsgerichtshofes eben weſentlich nur als eine ſolche zum 
Schutze des Staatsbürgers gegenüber dem Staate gedacht“ iſt. 

Es geht aber aus den Motiven zu dem Geſetze betreffend die Er- 
richtung eines Verwaltungsgerichtshofes?) zweifellos hervor, daß wir 
die Aufgabe dieſes Gerichtes weſentlich in einer anderen Richtung zu ſuchen 
haben. Denn nach den Motiven beſteht ſeine Aufgabe „in der Controli— 
rung adminiſtrativer Judicate nach dem Geſichtspunkte ihrer Geſetz— 
mäßigkeit“ s), und bei der Feſtſtellung feiner Competenz handelt es 
ſich „nur darum, daß kein Verwaltungsact, bei dem die Frage der 


6) Mit Rückſicht auf das dem Gerichte nach Art. 7 des Staatsgrundgeſetzes 
über die richterliche Gewalt zuſtehende Prüfungsrecht der Giltigkeit der Verord— 
nungen. 

5 6) Auch Art. 15, Al. 2 des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Ge- 
walt ſagt: „Wenn außerdem jemand behauptet .. in ſeinen Rechten verletzt 
zu ſein, To ſteht ihm frei, feine Anſprüche vor dem Verwaltungsgerichtshofe ... 
geltend zu machen.“ 

) S. Gautſch, Die Gefetze über den Verwaltungsgerichtshof mit Materia⸗ 
lien, 1876. 

) J. c. S. 2. 


Legalität auftreten kann, dem controlirenden Organ entzogen werde“. 9) 
Es lag alſo in der zweifelloſen Abſicht des Geſetzgebers, jedes Judicat 
einer Verwaltungsbehörde (inſoferne nicht durch das Geſetz ſelbſt eine 
Ausnahme ſtatuirt iſt) bezüglich feiner Geſetzmäßigkeit der Ueberprüfung 
durch den Verwaltungsgerichtshof unterziehen zu laſſen, ohne daß die 
Perſon des Berechtigten, beziehungsweiſe des durch das Judicat Ver— 
letzten hierin einen Unterſchied verurſachen würde. Damit iſt ſicherlich 
noch nicht behauptet, daß der Verwaltungsgerichtshof nach der Abſicht 
des Geſetzgebers insbeſondere den Zweck hätte, die „ſtaatlichen Intereſſen 
gegenüber den eigenen Organen“ des Staates zu wahren. Ja, es ſoll 
auch nicht behauptet werden, daß der Geſetzgeber unſeren Fall ſpeciell im 
Auge gehabt habe. Aber gewiß wurde unſer Fall auch nicht ausgeſchloſſen 
und neben dieſer Thatſache ſei auch noch die Erklärung in den Motiven 
angeführt, daß, „wie es überhaupt ein vergebliches Bemühen (ſei), ein 
allgemeines Princip durch taxative Aufzählung ſämmtlicher Fälle er— 
ſchöpfen zu laſſen, .. es insbeſondere geradezu unmöglich (ſei), das volle, 
reiche, täglich neue Erſcheinungen erzeugende Leben der Verwaltung .. . .. 
in eine Anzahl voraus beſtimmter Rubriken einzuzwängen“. 10 

Daß man ſich aber auch bei der Berathung des Geſetzes der Er— 
klenntniß der außerordentlichen präjudieiellen Wichtigkeit der Urtheile des 
Verwaltungsgerichtshofes für die Verwaltungsrech sſprechung in den unteren 
Inſtanzen durchaus uccht verſchloſſen, zeigt der Bericht des Abgeordneten 
hauſes 10, welcher als beſonderen Vortheil der Einführung dieſes Ge- 
richtshofes anführt: daß „unter den gegebenen Verhältniſſen nur auf 
dieſem Wege die Begründung eines ſicheren . . . Verwaltungsrechtes 

.. möglich“ ſei. 

So ſehr nun auch unſere Anſicht, daß dem Staatevermögen Parteien- 
rechte gebüren, durch das Geſetz, betreffend die Errichtung eines Ver— 
waltungsgerichtshofes, geſtützt wird, fo nehmen wir doch keinen Auſtand 
zu behaupten, daß ſelbſt dann, wenn dieſes Geſetz auch für unſere An- 
ſicht nicht ſprechen würde, die Verweigerung der Parteienrechte für das 
Staatsvermögen dennoch einer geſetzlichen Grundlage vollſtändig entbehre. 
Denn wenn wir annehmen, daß den SS 2 und 3 des citirten Geſetzes 
nicht die von uns behauptete Auslegung entſpricht, ſo würde es jedenfalls 
bezüglich des ganzen Verwaltungverfahrens „durchwegs bei den bis dahin 
beſtandenen Vorſchriften“ verbleiben. So weit nun ſolche dem Stauts- 
vermögen die Parteienrechte verweigern, würde es hiebei fein Bewenden 
haben. Aber an einer geſetzlichen (ausdrücklichen oder ſelbſt ſtill⸗ 
ſchweigenden) Beſtimmung fehlt es bei uns gänzlich, und man könnte 
höchſtens ſagen, daß bisher factiſch dieſe Parteienrechte von Seite des 
Staatsvermögens nicht ausgeübt, beziehungsweiſe ihm nicht zuerkannt 
wurden. Ob man dieſe Thatſache aber als für die weitere Verneinung unſerer 
Frage genügend rechtfertigend betrachten kann, erſcheint uns umſo frag- 
licher, als ſie „auf die heutigen ſo weſenklich abweichenden Verhältniſſe“ 
kaum mehr paßt. 

Die Gründe, welche Herr v. Spaun dafür anführt, daß dem 
Staatsvermögen die Parteienrechte bisher nicht zuerkannt wurden, haben 
jedenfalls hiebei mitgewirkt. Allein der wahre Grund liegt doch tiefer. 
Er liegt darin, daß in unſerem Verwaltungsſtreitverfah ren ſich das alte 
Inquiſitionsprincip erhalten hat, welches dem Richter zugleich 
noch eine Parteienrolle zuertheilt. Während im Civilproceſſe ſchon Yüngit 
und vor wenigen Jahrzehnten auch im Strafproceſſe eine ſtrenge Scheidung 
dieſer verſchiedenen Thätigkeiten ſich vollzogen hat, welche dem Richter 
jede Parteienvertretung entzog, iſt im Verwaltungsverfahren bei uns 
eine derartige Scheidung auch nicht in ihren Uraufängen zu conſtatiren, 
ja es mangelt oft überhaupt das Bewußtſein, daß der entſcheidenden Ve— 
hörde dieſe Doppelfunction zukommt. Regelmäßig 12) hat nämlich die 
Behörde außer zu entſcheiden auch noch „öffentliche Intereſſen“ zu wahren, 
alſo die Geſammtheit einem oder mehreren Einzelnen gegenüber zu ver— 


es 

10 J. c. S. 2. Dieſe Erklärung bezieht fi) auf die bei der Abfaſſung des 
Geſetzes gemachten Verſuche, die Fälle taxativ aufzuzählen, in welchen der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof ſolle angerufen werden können (vergl. noch den Wortlaut des 
Art. 15, Al. 3 Staatsgrundgeſetz über die richterliche Gewalt). Die Verſuche 
wurden jedoch als fruchtlos aufgegeben und das Geſetz nunmehr entgegengeſetzt 
dahin textirt, daß principiell in jeder Sache ($ 2) der Verwaltungsgerichthof an 
gerufen werden könne, inſoferne nicht eine ausdrückliche Ausnahme im Geſetze 
ſelbſt (§ 3) feſtgeſetzt iſt. Es handelt ſich aber damit nicht nur um eine bloße Tert⸗ 
änderung, ſondern weſentlich auch um eine wichtige materiellrechtliche Ab: 
weichung von dem citirten Art. 15. Diefe Aenderung hat unſeres Erachtens Herr 
v. Spaun gänzlich außeracht gelaſſen. 

11) Gautſch, I. e. S. 133. 

12) Vergl. Bernatzik, Rechtsſprechung und materielle Rechtskraft, insbefondere 
S. 58, Anm. 5. 


treten. Weſentlich verſchieden von Fällen dieſer Art find aber jene, wo 
der Behörde in mehr oder minder leicht erkennbarer Art außer der Ent- 
ſcheidung auch noch die Vertretung der lediglich vermögensrecht— 
lichen Intereſſen einer Partei, nämlich des Staatsſchatzes, obliegt. Nach 
dem Geſetz, betreffend die Abwehr der Lungenſeuche, würde beiſpielsweiſe 
das ganze Verfahren bis zur Entſchädigung in die erſtere Art einſchlagen, 
während im Entſchädigungsverfahren ſelbſt das öffentliche Intereſſe in 
keiner Weiſe mehr mitfpielt, ſondern lediglich der Entſchädigungsberechtigte 
und der Staatsſchatz als Entſchädigungspflichtiger in rein vermögens⸗ 
rechtlichen Beziehungen zu einander ſtehen. In dieſem Verfahren nun 
hat zweifellos die entſcheidende Behörde gleichzeitig auch die „ſtaatlichen“ 
Intereſſen, die allerdings hier lediglich Intereſſen des Staatsſchatzes ſind, 
zu vertreten. 

Nur in dem Maße, in welchem ſich dieſe Vertretung vermögensrecht— 
licher Intereſſen durch die entſcheidende Behörde als undurchführbar heraus- 
geſtellt hat, wies man auch jetzt ſchon nothgedrungen die Vertretung einem be⸗ 
ſonderen Organ zu. 13) Das war der Fall, ſobald ein Verwaltungsverfahren 
auch vor autonomen Behörden geführt werden konnte, und ebenſo wenn 
ein Miniſterium über ein Staatsvermögen entſcheidet, welches der Ver- 
waltung eines anderen Miniſteriums unterſteht. Ein principieller Unter 
ſchied licgt aber zwiſchen Fällen dieſer Art und den ſonſtigen Ver⸗ 
waltungsſtreitfällen kaum vor. Der Unterfchied iſt vielmehr ein blos 
formeller, je nachdem man die genannten zwei Functionen an dasſelbe 
oder aber an zwei verſchiedene Organe überträgt. Daraus aber eine ſo 
tiefgreifende Unterſcheidung in der Rechtsſtellung des betheiligten Staats⸗ 
vermögens machen zu wollen, geht wohl kaum an, und es muß daher 
daran feſtgehalten werden, daß ganz allgemein dem betheiligten Staats- 
vermögen im Adminiſtrativverfahren Parteienrechte principiell gebüren.!“ 


Alittheilungen aus der Praris. 


Durch die in den Statuten der Bezirkskrankencaſſen nach dem mit 
dem Erlaſſe des Minifterinm des Innern vom 20. October 1888, 
R. G. Bl. Nr. 159, gemäß § 14, 2bſ. 1 des Geſetzes vom 30. März 1888, 
N. G. Bl. Nr. 33 kundgemachten Muſterſtatute § 13, Abſ. 2 enthaltene 
Veſtimmung: „Koſten, welche durch die über Veraulaſſung des er⸗ 
krankten Mitgliedes erfolgte Behandlung durch andere Aerzte als 
Caſſenärzte erwachſen, werden von der Bezirkskraukeucaſſe nur erſetzt, 
wenn dieſe Behandlung bei Gefahr im Verzuge geſchehen iſt“, wird 
ebenſowenig als durch die Beſtimmung des S 6, Z. 1 des Geſetzes vom 
30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, betreffend die Krankenverſicherung 
der Arbeiter, und des § 1042 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches eine direete Zahlungsverpflichtung der Bezirkskrankeucaſſe 
gegenüber dem ein Mitglied bei Gefahr im Verzuge über deſſen Ver⸗ 
anlaſſung behandelnden Arzte, welcher nicht Caſſenarzt iſt, begründet. 


Das k. k. Juſtizminiſterium hat mit Note vom 11. November 1897, 
3. 25.514, das Präfidium des k. k. oberſten Gerichtshofes unter Anſchluß 
einer Parteieingabe, welche den Zweck hatte, eine oberſtgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung über die von zwei Gerichten verſchieden entſchiedene Rechtsfrage 
zu erzielen, ob die Krankencaſſen hinſichtlich jener ärztlichen Leiſtungen, 
welche bei Gefahr im Verzuge von anderen als Caſſenärzten zu Gunſten 
von Caſſenmitgliedern verrichtet worden ſind, den betreffenden Aerzten 
gegenüber direct zahlungspflichtig ſind, erſucht, ihm mitzutheilen, ob und 
zu welcher Verfügung ſich dasſelbe hiedurch etwa veranlaßt ſieht. 

Das Präſidium des oberſten Gerichtshofes hat hierüber in Gemäßheit 


) Vergl. zum folgenden unſeren Artikel in Nr. 49 des vorigen Jahrganges, 
Text zu den Anm. 5— 7 ferner insbeſondere Meiſel, Artikel Finanzprocuratur 
im öſterreichiſchen Staatswörterbuch, S. 503. 

— Dieſe Parteienrechte gebüren aber nur dort, wo auch ein Verfahren 
vorhanden iſt. Das iſt nun bei Feſtſtellung und Zuerkennung der Bezüge der 
Staatsdiener höchſtens dann der Fall, wenn einer Behörde diesfalls ein „freies 
Ermeſſen“ eingeräumt iſt; in ſolchen Fällen iſt aber natürlich die Ingerenz jeder 
anderen Behörde völlig ausgeſchloſſen (vergl. auch 8 3e, Geſetz betreffend die Er⸗ 
richtung eines Verwaltungsgerichtshofes). In allen anderen Fällen ſind mit den 
einzelnen Stellen im Staatsdienſte ſeſte, genau firirte Bezüge verbunden, auf 
welche der Staatsdiener mit Verleihung der betreffenden Stelle ein feſtes Recht 
erwirbt. Wird ihm irrthümlich weniger oder mehr, als ihm nach dem Geſetze ge: 
bürt, zugewieſen, fo erwächst eine derartige Zuweiſung, eben weil hier ein Ver⸗ 
fahren gar nicht vorliegt, niemals in Rechtskraft. Das weniger Zugewieſene kann 
von dem Staatsdiener (eventuell im Wege des Reichsgerichtes) jederzeit eingefordert, 
die Zuweiſung eines ungebürlich hohen Betrages jederzeit richtiggeſtellt, beziehungs⸗ 
weiſe das auf Grund einer ſolchen Zuweiſung ungebürlich Empfangene von Seite 
des Staatsſchatzes zurückgefordert werden. 
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des § 16 des kaiſ. Patentes vom 7. Auguſt 1850, R. G. Bl. Nr. 325, 
eine Berathung der angeregten Frage in einem Pleniſſimarſenate an- 
geordnet, welcher die Eintragung des vorſtehenden Rechtsſatzes in das 
Judicatenbuch beſchloß. Die Gründe des Judicates ſind folgende: 

Nach § 6, Z. 1 des Geſetzes vom 30. März 1888, R. G. Bl. 
Nr. 33, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter, iſt als Kranken— 
unterſtützung mindeſtens zu gewähren vom Beginne der Krankheit an 
freie ärztliche Behandlung mit Inbegriff des geburtshilflichen Beiſtandes, 
ſowie die nothwendigen Heilmittel und therapeutiſchen Behelfe. Der 
hienach beſtehenden Verpflichtung für die gemäß § 11, 3. 1 obigen Ge— 
ſetzes nach § 14 desſelben nach einem Muſterſtatute errichteten Bezirks— 
krankencaſſen zur freien ärztlichen Behandlung ihrer Mitglieder wird von 
denſelben durch Beſtellung eigener Caſſenärzte gegen Zahlung eines fixen 
Gehaltes (Ranfchales) oder Bezahlung nach Maßgabe der Zahl der in 
einer gewiſſen Zeitperiode behandelten Caſſenmitglieder entſprochen. Nach 
dem mit der Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 20. Oc— 
tober 1888, R. G. Bl. Nr. 159, verlautbarten, für die Bezirkskranken 
caſſen maßgebenden Muſterſtatute beſtimmt der in die Statuten der ein— 
zelnen Bezirkskrankencaſſen übergegangene $ 13 „Leiſtung und Unter— 
ſtützungen“ des Muſterſtatutes im Abſatze I: „Die ärztliche Behandlung 
der erkrankten Mitglieder erfolgt, von dem Falle der Spitalsbehandlung 
abgeſehen, durch den Caſſenarzt (die Caſſenärzte)“ und entſpricht es dieſer 
Beſtimmung, daß die Caſſenmitglieder gehalten find, wenn fie auf freie 
ärztliche Behandlung Anſpruch erheben, ſich dieſelbe durch den betreffenden 
(Rayons- Caſſenarzt leiſten zu laſſen. Im Abſatze II des 5 13 des 
Statutes iſt wohl weiter beſtimmt, daß Koſten, welche durch die über 


Veranlaſſung des erkrankten Mitgliedes erfolgte Behandlung durch andere 


Aerzte erwachſen, von der Bezirkskrankencaſſe nur erſetzt werden, wenn 
dieſe Behandlung auf Anordnung oder mit Genehmigung des Vorſtandes 
oder bei Gefahr im Verzuge geſchehen iſt. Schon aus dem Worte erſetzt 
ergibt ſich, daß in den im Abſatze II des Statutes vorgeſehenen Fällen 
nur das von einem Nichtcaſſenarzte behandelte Mitglied von der Bezirks⸗ 
krankencaſſe den Erſatz des von ihm für die ärztliche Behandlung durch 
einen anderen Arzt gemachten Aufwandes, nicht aber dieſer Arzt direct 
Zahlung oder ſeine Honorirung von der Bezirkskrankencaſſe verlangen 
kann. Daß dies aber auch die richtige Auslegung dieſer ſtatutariſchen 
Beſtimmung iſt, ergibt ſich aus der weiteren Erwägung, daß der ein 
Mitglied behandelnde Arzt in den ſeltenſten Fällen in der Lage wäre 
zu beurtheilen, ob die Vorausſetzungen des zweiten Abſatzes des § 13 
der Statuten zutreffen, daß demſelben auch nicht zugemuthet werden 
könnte, ſich vor Leiſtung der ärztlichen Hilfe um das Vorhandenſein dieſer 
Vorausſetzungen zu kümmern, und daß daher, wenn ein ſolcher Arzt 
berechtigt wäre, die Bezirkskrankencaſſe direct auf Zahlung feines Arzt: 
lichen Honorars in Anſpruch zu nehmen, dieſelbe wohl kaum in der 
Lage wäre, mit Ausſicht auf Erfolg das Nichtvorhandenſein der für ihre 
Zahlungspflicht nach § 13, Abſatz 2 der (nur die Mitglieder bindenden) 
Statuten erforderlichen Vorausſetzungen einzuwenden. Aber auch nach den 
Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches kann eine Be— 
rechtigung des Arztes, für eine Behandlung erkrankter Mitglieder über 
deren Veranlaſſung die Zahlung des Honorars direct von der Bezirks⸗ 
krankencaſſe zu fordern, nicht behauptet werden. Denn nach § 1163 a. b. 
G. B. haben die in den SS 1151 bis 1162 a. b. G. B. aufgeſtellten 
Vorſchriften über den Lohnvertrag auch ſür Aerzte und Wundärzte und 
andere Perſonen, welche ſich für ihre Bemühungen einen Gehalt, eine 
Beſtallung oder ſonſt eine Belohnung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
ausbedungen haben, inſoferne hierüber keine beſonderen Vorſchriften be⸗ 
ſtehen, Geltung, und ergibt ſich daher aus dieſem Paragraphen in Ver— 
bindung mit den SS 1151 und 1152 a. b. G. B., daß ein directer 
Entlohnungsanfpruch des behandelnden Arztes nur gegenüber derjenigen 
Perſon beſteht, welche ihm die ärztliche Behandlung übertragen, das iſt, 
dieſelbe veranlaßt hat. Auch der §S 1037 a. b. G. B. kann ebenſowenig 
wie der § 1042 desſelben für eine directe Zahlungspflicht der Bezirks⸗ 
krankencaſſe verwerthet werden, weil der § 1037 den Beſtand eines 
klaren und überwiegenden Vortheiles, der $ 1042 einen Aufwand voraus⸗ 
ſetzt, den ein anderer nach dem Geſetze hätte machen müſſen, dieſe 
Vorausſetzungen aber hier nicht zutreffen, weil, da die Bezirkskranken⸗ 
caſſe für die Behandlung ihrer erkrankten Mitglieder eigene Caſſenärzte 
beſtellt und honorirt oder beſoldet, nicht behauptet werden kann, daß die 
Behandlung eines erkrankten Mitgliedes durch einen anderen Arzt der 
Bezirkskrankencaſſe einen klaren und überwiegenden Vortheil bringt, oder 
daß ihr hiedurch ein Auſwand, den ſie ſonſt nach dem Geſetze hätte 
machen müſſen, erſpart wurde, nachdem dieſer Aufwand durch die Be— 
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ſtellung und Beſtallung von eigenen Caſſenärzten ohnedies von ihr bereits 
gemacht wurde. 
Pleniſſimarbeſchluß vom 22. Februar 1898, Nr. 478 Praes ex 1897. 
(B. z. V. Bl. d. J. M.) 


Kitten. 

Der gegenwärtige Stand und die Wirkſamkeit der Arbeiter: 
ſchützgeſetzgebung in Oeſterreich. Von Dr. Hugo Herz, Auſcultant des 
k. k. Landesgerichtes in Brünn. Leipzig und Wien, Franz Deuticke. 

Die vorliegende Arbeit wurde als Gelegenheitsſchrift zur Information für 
den internationalen Congreß für Arbeiterſchutzgeſetzgebung in Brüſſel verfaßt; ſie 
enthält ſieben Abſchnitte: Geſchichtliche Entwicklung, Schutz gewerblicher Lohn⸗ 
arbeiter, Bergarbeiterſchutz, Schutz der Handlungsgehilfen, die geplante Regelung 
der Heimarbeit, die Wirkſamkeit der gewerblichen Arbeiterſchutzgeſetzgebung, endlich 
Umfang des Arbeiterſchutzes, d. i. eine Aufſtellung über die Zahl der Arbeiter, 
welche heute die Vortheile einer Schutzgeſetzgebung genießen im Verhältniß zur 
Geſammtheit der arbeitenden Claſſe. Eine Gelegenheitsſchrift wie die vorliegende 
ſoll in knappen Zügen nicht nur das heute geltende Recht, ſondern auch die Ent: 
wicklung desſelben zur Darſtellung bringen. Dieſe Aufgabe iſt dem Verfaſſer ge⸗ 
lungen; die vorliegende Schrift bietet nicht allein für die Congreßtheilnehmer, 
ſondern für alle, welche an der wichtigen Frage ein Intereſſe haben, eine raſche 
Orientirung und kann dadurch auch auf dauernden Werth Anſpruch machen. In 
der, wie bemerkt, knapp gehaltenen Geſchichte der Entwicklung unſerer heutigen 
Geſetzgebung vermiſſen wir aber theilweiſe jene Objectivität, die gerade bei Be⸗ 
handlung derartiger Fragen, wie ſie die vorliegende Schrift behandelt, nothwendig 
erſcheint. Ob die äußere Veranlaſſung der Schrift oder die moderne Richtung 
des Verfaſſers die Schuld trägt, daß die ſchwärzeſten Farben benützt werden, um 
die Lage der Arbeiterſchaft vor Beſtand der heutigen Geſetze darzuſtellen, wiſſen 
wir nicht. Man mußte aber aus den Ausführungen des Verfaſſers den Eindruck 
gewinnen, als ſei bis zum Jahre 1883 allgemein ein Syſtem gewiſſenloſeſter 
Ausbeutung der Arbeiter in Anwendung geweſen. Selbſt im Lichte der heutigen 
Zeit beſehen iſt eine ſolche Darſtellung einſeitig; fie überſieht, daß in den Zeiten, 
da die Gegenſätze zwiſchen Unternehmer und Arbeiter noch geringe waren, ſich in 
gar vielen Induſtriezweigen die Arbeiter in nicht zu ungünſtigen Verhältniſſen be⸗ 
fanden und — mag man heute auch darüber lächeln — vor ihren heutigen Ge⸗ 
noſſen eines voraus hatten, die Zufriedenheit mit ihrer Lage. So wenig wir die 
Anſicht vertreten wollen, daß die Lage der Arbeiter allenthalben eine günſtige 
war, ſondern vielmehr die Nothwendigkeit einer Schutzgeſetzgebung mit Rückſicht 
auf jene Schattenſeiten, wie ſie jede geſchichtliche Entwicklung begleiten, für nöthig 
erachten, ebenſowenig können wir aber einer Darſtellung zuſtimmen, welche von 
vorneherein jeden Unternehmer als einen Ausbeuter erſcheinen läßt, der nur durch 
die Geſetze und die Energie der Behörden in Schranken gehalten wird. Der Ver⸗ 
faſſer vertritt dieſe Anſchauung auch gegenüber dem Bergbau. Das Berggeſetz vom 
Jahre 1854, welches in den Bruderladen, ſowie in einigen die Verhältniſſe der 
Bergarbeiter regelnden Beſtimmungen jedenfalls der Gewerbeordnung von 1859 
voraus war, wird nicht erwähnt und die Reform der Verhältniſſe auf die Arbeiter⸗ 
Expertiſe im Jahre 1884 zurückgeführt. Hier heißt es auch „lange Arbeitszeit, 
keine Pauſen, während indes der Lohn ſtets auf ein Minimum herabgedrückt 
wurde“. Das ſtets müßte doch etwas näher begründet werden, und dürfte es ohne 
Kenntniß der Betriebsverhältniſſe der Bergbaue — es können nicht ein paar 
günſtig ſituirte Kohlengruben als Normale angenommen werden — denn doch 
kaum zuläſſig ſein, ſo allgemeine Sätze aufzuſtellen. Dasſelbe gilt auch von der 
Bemerkung, daß man erſt nach der Expertiſe von 1884 begann, die craſſeſten Miß⸗ 
ſtände zu beſeitigen. 

Dies gibt kein objectives Bild der Arbeiterverhältniſſe beim Bergbau und 
muß in den Theilnehmern des Congreſſes, beziehungsweiſe den ſonſtigen Leſern 
der Schrift den Beſtand völlig unhaltbarer Zuſtände glauben machen. Dies ſo 
allgemein behaupten, iſt den Thatſachen widerſprechend. Die Wohnungsfrage wird 
ebenfalls etwas einſeitig behandelt, indem die Vorkehrungen, welche bei den Eta⸗ 
bliſſements vieler Induſtriezweige ſeit Jahrzehnten beſtehen, mit Stillſchweigen 
übergangen werden. Wir erhalten nur ein Bild der bei den Wiener Ziegeleien früher 
beſtandenen Wohnungsverhältniſſe. Als Induſtrie, bei welcher die Arbeiter am beſten 
untergebracht ſind, wird die Brauinduſtrie erwähnt. Dies durfte nur local richtig 
fein. Ueber die endgiltige Regelung der Wohnungsfrage treffen wir in vorliegen: 
der Schrift jene Anſchauung, die wir an dieſer Stelle bereits einmal berührt 
haben. Es heißt, daß eine Beſſerung der Verhältniſſe nur zu erwarten ſei, wenn 
im Geſetzgebunzswege die Unternehmer zur Beiſtellung tadelloſer Wohnräume 
verpflichtet werden. Dieſe Löſung erſcheint ſehr einfach, müßte aber in ihrer Durch⸗ 
führung die weitgehendſten Folgen für die minder capitalskräftigen Unternehmer 


nach ſich ziehen. Wir zweifeln, daß ſich der Staat dazu entſchließen wird, eine 
gerade den Gewerbeſtand ſchwer treffende Maßregel einzuführen. Gar manche 
Schäden könnten heute ſchon durch eine ſtrengere Baus, beziehungsweiſe Sanitäts⸗ 
polizei behoben werden. 
Von dieſen Einzelheiten abgeſehen — manche Leſer werden auch der An: 
ſchauung des Verfaſſers zuſtimmen — können wir die Schrift beſtens empfehlen. 
Dr. Moriz Caſpaar. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Conceptsaſpiranten Dr. Fz. Freiherrn v. Haymerle 
zum unbeſoldeten Geſandtſchafts-Attache ernannt. 

Der k. k. Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsrath Victor VBafıc 
zum Oberrechnungsrathe, den Rechnungsrath bei der Statthalterei in Tirol 
Alfred Ptaczek und den Rechnungsrevidenten Ludwig Igalffy v. Igäly 
zu Rechnungsräthen, ferner den Rechnungsofficial der Landesregierung für 
Bosnien Ludwig Freiherrn v. Pereira-Arnſtein zum Rechnungsrevidenten 
des Oberſten Rechnungshofes ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Anton Vorraber zum Rechnungsrathe der Statthalterei 
in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzwach⸗Obercommiſſäre II. Claſſe Johann 
Woth, Joſef Ill und Iz. Perremans zu Finanzwach-Obercommiſſären 
I. Claſſe in Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steueramtscontrolor Adolf Ritter v. Grien⸗ 
berger zum Hauptſteueramts-Controlor bei der Finanzdirection in Salzburg ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Lubin Jofef v. Wieckowski 
in Lemberg zum Oberpoſtcontrolor ernannt. i 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrevidenten Victor Ertl zum 
Rechnungsrathe, den Rechnungsofficial Fz. Kieslinger zum Rechnungsrevidenten, 
den Rechnungsaſſiſtenten Johann Ermis zum Rechnungsofficial und den 
Rechnungspraktikanten Anton Sommerer zum Rechnungsaſſiſtenten im Acker⸗ 
bauminiſterium ernannt. 9 . 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗Inſpectionsadjuneten Rudolf Pawi⸗ 
kowski zum Forſt⸗Inſpectionscommiſſär ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirks⸗Commiſſärsſtellen in der IX. Rangsclaſſe, eventuell Statt⸗ 
halterei⸗Coneipiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe in Niederöſterreich bis 
12. Juni. (Amtsblatt Nr. 123.) 12 

1 Officials ſtelle in der X. Rangsclaſſe, eventuell 1 Kanzliſtenſtelle 
in der XI. Rangsclaſſe bei der k. k. Polizeidirection in Trieſt bis 20. Juni. 
(Amtsblatt Nr. 123.) . 

1, eventuell 2 Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der k. k. Polizei⸗ 
direction in Wien bis 12. Juni. (Amtsblatt Nr. 124.) 

Rechnungsraths-, eventuell Rechnungsrevidenten⸗, Rechnungs⸗ 
officials- und Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der k. k. u. 6. Statthalterei 
bis 15. Juni. (Amtsblatt Nr. 124.) 

2 proviſoriſche Bauaſſiſtentenſtellen mit je 700 fl. Adjutum 
jährlich, eventuell 2 definitive Bauadjunctenſtellen mit je 1000 fl. 
Gehalt jährlich und Activitätszulage von je 250 fl. beim ſchleſiſchen Landes⸗ 
bauamte bis 1. Juli. (Amtsblatt Nr. 124.) 

1 Finanzſeeretärsſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 1 Steuer 
Oberinſpectorsſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, dann mehrere Steuer 
inſpectorsſtellen in der IX. Rangsclaſſe und mehrere Finanzconcipiſten⸗ 
ſtellen in der X. Rangsclaſſe bis 20. Juni. (Amtsblatt Nr. 125.) 

1 Hilfsämter⸗Directionsadjunctenſtelle in der IX. Rangsclaſſe, 
eventuell 1 Officialsſtelle in der X., eventuell 1 Kanzliſtenſtelle in der 
XI. Rangsclaſſe bei der k. k. Finanzprocuratur in Wien bis Ende Juni. (Amts⸗ 
blatt Nr. 125.) 

Forſtarztesſtelle für den Cuibezirk Aſchbach bei Mariazell mit Jahres⸗ 
beſtallung pr. 800 fl. und Naturalwohnung bis 10. Juni. (Amtsblatt Nr. 125.) 

Kanzliſtenſtellen bei den Finanzbehörden in Niederöſterreich bis 
20. Juni. (Amtsblatt Nr. 125.) 

2, eventuell mehrere ſtädtiſche Arztes ſtellen bei der Gemeinde 
Wien mit 1000 fl. jährl. Gehalt und 400 fl. Quartiergeld bis 18. Juni. (Amts⸗ 
blatt Nr. 125.) 

Hilfsarztesſtelle an der ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt in Wien 
(IX. Bezirk) mit 800 fl. Jahresgehalt und Naturalwohnung bis Ende Juni. 
(Amtsblatt Nr. 125.) 

1 Kanzleiadjunctenſtelle mit der IX. Rangsclaſſe bei der k. k. Berg⸗ 
hauptmannſchaft in Klagenfurt bis 3. Juli. (Amtsblatt Nr. 125.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 45 und 46 der Erkenntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


